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1. Einführung

Das Thema „Scheidungsmigration“ und in 
diesem Zusammenhang die „siebenbürgische 
Ehe“ ist sowohl in der österreichischen als auch 
in der ungarischen Literatur ein bekanntes 
Thema, das im letzten Jahrzehnt wieder in den 
Mittelpunkt des wissenschaftlichen Diskurses 
gerückt ist.1 Im Fall der siebenbürgischen Ehe 
wurde weniger darüber berichtet, wie sich das 
rechtliche Umfeld, das die „Scheidungsmigra-
tion“ ermöglichte, in Siebenbürgen entwickelt 
hatte. Studien, die sich mit diesem Thema be-
fassten, konzentrierten sich vor allem auf die 
Rolle der Unitarischen Kirche und weniger 
auf die Eherechtsprechung der Siebenbürgi-
schen Reformierten Kirche, die den ungari-

schen Gesetzartikel XXXI von 1894, womit die 
Zivilehe eingeführt wurde, beeinflusste. Es ist 
auch wichtig festzustellen, dass das Problem, 
das der rechtlichen Grundlage dieses sozialen 
Phänomens zugrunde lag, im Wesentlichen 
ein privatrechtliches Problem war, auf das die 
Reformierte Kirche mit ihren Vorschriften zur 
Ehe reagierte.

In diesem Beitrag wird versucht, die Beziehung 
zwischen dem Phänomen der „Heiratsmigrati-
on“ und der reformierten Eherechtsprechung 
in Siebenbürgen zu analysieren. 
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2. Das Recht der Gerichtsbarkeit 
in Ehesachen und die Reformierte  
Kirche in Siebenbürgen
Die protestantische Eherechtsprechung, wie 
sie sich in der Mitte des 16. Jahrhunderts 
herausgebildet hatte, war in Siebenbürgen 
bis 1786 ununterbrochen in Wirksamkeit ge-
blieben. Die reformierten, evangelischen und 
unitarischen Konfessionen durften über die 
Ehe ihrer eigenen Mitglieder selbst urteilen.

Während der Regierungszeit von Karl III. und 
Maria Theresia wurde die Autonomie der pro-
testantischen Kirchengerichte in Siebenbürgen 
erstmals beschnitten. Ziel der Bemühungen 
der Herrscher war es, die Zuständigkeit der 
protestantischen Konfessionen für die Ehe-
schließung einzuschränken und die staatliche 
Kontrolle zu stärken. Die Situation der Pro-
testanten in Siebenbürgen unterschied sich je-
doch von der in Ungarn. Die protestantischen 
Konfessionen in Siebenbürgen befanden sich 
in einer günstigeren Lage als die Protestanten 
in Ungarn, wo die I. Carolina Resolutio2 vom 
21. März 1731 die Zuständigkeit für die Ehe-
prozesse an den katholischen Heiligen Stuhl 
übertrug. Nach dem Dekret des Herrschers 
sollten die katholischen Gerichte zwar nach 
den Grundsätzen des protestantischen Ehe-
rechts handeln, was aber in der Praxis nicht 
geschah.3 Ehesachen fielen erst nach der Aus-
dehnung des Ehepatents von Joseph II. auf Sie-
benbürgen im Jahr 1786 in die Zuständigkeit 
der weltlichen Gerichte.4 Die Gesetzartikel von 
1791, die vom Siebenbürgischen Landtag un-
ter Leopold II. verabschiedet wurden, stellten 
sodann die alte Organisation und Zuständig-
keit der staat lichen und kirchlichen Gerichte 

2 Die Resolutio Carolina war ein Erlass von Kaiser Karl VI. (als König von Ungarn Karl III.) vom 21. 3. 1731, 
der die Rechte der Protestanten im Ungarn regelte.

3 Herger, A nővételtől 78.
4 Schwartz, Die geschichtliche Entwickelung 185.
5 1791. évi erdélyi XXXII. törvénycikk a törvényszékekről általában [Siebenbürgisches Gesetz XXXII von 1791 

über die Gerichte im Allgemeinen]. CJH 3, 529.; 1791. évi erdélyi XXXIV. törvénycikk a világi biróságok előtt 
tárgyalt házassági ügyekről és a világi biróságok részéről itéletileg kimondott elválás után kötött házasság-
ból született gyermekek törvényes állapotáról [XXXIV von 1791 Artikel zum siebenbürgischen Recht über 
Ehesachen, die vor den weltlichen Gerichten verhandelt werden, und über den rechtlichen Status von Kin-
dern, die aus einer Ehe hervorgegangen sind, die nach einer von den weltlichen Gerichten ausgesprochenen 
Scheidung geschlossen wurde]. CJH 3, 529–531.

6 Alter Regionsname in Siebenbürgen. Die dort lebenden Siebenbürger Sachsen waren nur dem König von 
Ungarn untertan.

7 Homoki-Nagy, Erdély a Habsburg Birodalomban 337–357; Veress, Kilenc évtized 157–171.

in Siebenbürgen aber wieder her. Die Wieder-
herstellung der alten Ordnung bedeutete auch 
die Wiederherstellung der kirchlichen Recht-
sprechung in Ehesachen.5

Die protestantische und unitarische Ehege-
richtsbarkeit konnte in Siebenbürgen in die-
ser Zeit ungehindert fortbestehen, außer „auf 
Königsboden“,6 wo der evangelischen Kirche 
zwischen 1798 und 1804 das Recht, über Ehe-
schließungen zu urteilen, entzogen und in 
dieser Zeit den evangelischen Herren über-
tragen wurde.

Der Gesetzartikel XX von 1848 legte die Gleich-
heit der Konfessionen fest, aber seine Umset-
zung wurde durch den Unabhängigkeitskrieg 
verzögert.

Die 1853 erfolgte Einführung des österreichi-
schen Zivilgesetzbuches von 1811 hatte keine 
Auswirkungen auf das konfessionelle Sys-
tem der Eherechtsprechung in Siebenbürgen, 
weil das ABGB-Eherecht in den ungarischen 
Ländern nicht in Kraft gesetzt wurde. Es ist 
jedoch zu beachten, dass die kirchlichen Ge-
richte weiterhin nur für Ehesachen (die per-
sönlichen Rechtswirkungen der Ehe) zustän-
dig waren, während die weltlichen Gerichte 
nach wie vor über das eheliche Güterrecht 
sowie die Obsorge und den Unterhalt von 
Kindern entschieden, wofür das österreichi-
sche Bürgerliche Gesetzbuch den rechtlichen 
Rahmen bildete.7

Die Effizienz der kirchlichen Eherechtspre-
chung in Siebenbürgen wurde durch die Um-
setzung der Trennung von staatlicher und 
konfessioneller Rechtsprechung in Ungarn 
(nach 1848) aber beeinträchtigt. Der Minis-
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ter für Religion und Volksbildung sowie der 
Justizminister richteten 1875 gemeinsam ein 
Schreiben an den Bischof der siebenbürgisch-
reformierten Kirche, Péter Nagy. Darin for-
derten sie die siebenbürgisch-reformierte 
Kirche auf, die jahrhundertealte Praxis auf-
zugeben, dass die Parteien, deren Ehe durch 
das reformierte Ehegericht nicht (dem Bande 
nach) aufgelöst worden war, mit Hilfe der 
weltlichen Strafverfolgungsbehörden wieder 
(zu gemeinsamer Lebensführung) „zusam-
mengeführt“ werden konnten. 

Die Abschaffung dieser Möglichkeit hatte er-
hebliche Auswirkungen auf die Herausbildung 
der späteren, „freizügigeren“ Praxis (siehe un-
ten IV.), die in der zeitgenössisch ungarischen 
und österreichischen Presse auch stark kriti-
siert wurde. Der Grund dafür war, dass bis da-
hin der äußere Zwang (weltlicher Strafbehör-
den) die einzige Garantie für die Befolgung der 
Urteile der Kirchenversammlung war. In der 
Praxis bedeutete dies, wenn die Ehegatten dem 
Urteil, das die gemeinsame Lebensführung 
anordnet, nicht folgten, die Kirche ihre Urteile 
nicht mehr wirksam durchsetzen konnte. Ohne 
weltliche Zwangsgewalt konnte das kirchliche 
Forum nur noch auf das Gewissen einer Partei 
einwirken, welche sich weigerte, dem (für die 
Ehe) einheitsstiftenden Urteil zu folgen, und 
versuchen, sie zur Vernunft zu bringen; oder 
eine kirchliche Strafe verhängen, die aber auch 
nicht vollstreckt werden konnte. In mehreren 
Fällen wurde dann doch die Auflösung dem 
Bande nach angeordnet, weil sich die Parteien 
weigerten, das Urteil zu befolgen. Hätte sich 
diese Praxis weiterverbreitet, wäre offensicht-
lich geworden, dass die kirchlichen Ehegerich-
te kein wirksames Mittel mehr hatten, um die 
Durchsetzung ihrer eigenen Urteile zu gewähr-
leisten. Aus diesem Grund sollte daher das Sy-
nodaldekret 81 von 1875 die weltliche Diszip-
linarstrafe ersetzen. Die Trennung von Tisch 
und Bett konnte für einen Zeitraum von höchs-
tens sechs Monaten verhängt werden und das 
Ehegericht die Scheidung dem Bande nach 
aussprechen, wenn die Ehegatten nach Ablauf 
dieses Zeitraums nicht wieder zusammenleben 
wollten, oder in einigen Fällen wurde sogleich 

8 ASRK, A3. 1875. Punkt 81.
9 Die Unio Trium Nationum war ein in 1437 in Csicsókápolna geschlossener Bündnisvertrag zwischen den 

ungarischen Adligen, den szeklerischen Herren und den sächsischen Patriziern Siebenbürgens.
10 Die katholische, evangelische, reformierte und unitarische Religion.

die Scheidung dem Bande nach ausgesprochen. 
Es führte dazu, dass die siebenbürgischen Kir-
chengerichte bei einer breiteren Öffentlichkeit 
an Popularität gewannen.8

Ende der 1870er Jahre war aber klar, dass in 
dem (seit 1868) mit Ungarn wiedervereinig-
ten Siebenbürgen die Praxis der konfessionel-
len Eheschließung überholt war. Politische 
Auseinandersetzungen über die damit ver-
bundenen religiösen Erwägungen führten je-
doch dazu, dass sich diese Reform um fast 20 
Jahre (bis zum gesamtungarischen Ehegesetz 
von 1894) verzögerte.

3. Eherechtsprechung und  
privatrechtliches Kollisionsrecht  
im 19. Jahrhundert aus der  
Perspektive der konfessionellen  
siebenbürgischen  
Eherechts prechung

3.1. Interkonfessionelle Kollision:  
religiös gemischte Ehen  
in Siebenbürgen

Die Frage der religiös gemischten Ehen war 
ein ernsthafter Konfliktpunkt zwischen den 
siebenbürgischen Konfessionen und dem 
Herrscher, und jahrhundertelang waren re-
ligiöse Erwägungen ausschlaggebend für die 
Lösung dieses Problems. Diese Frage konnte 
jedoch aus religiösen Gründen nicht gelöst 
werden, da die Bevölkerung Siebenbürgens 
mehrheitlich protestantisch war, seine innere 
Struktur aber auf einem System von drei Na-
tionen (Szekler, Ungarische und Deutsche)9 
mit insgesamt vier Konfessionen10 beruhte. 
Im Rahmen dieser Studie können nur die 
wichtigsten Ereignisse des 18. und 19. Jahr-
hunderts zusammengefasst werden.
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Am 19. August 1751 erließ Maria Theresia 
ein Dekret, wonach gemischte Ehen vor dem 
kompetenten katholischen Gerichtshof ge-
schlossen und gegebenenfalls vor diesem 
getrennt von Tisch und Bett werden muss-
ten.11 Diese Bestimmung widersprach der 
bisherigen Praxis (siehe oben II.), löste aber 
das Problem nicht. Dies zeigt sich daran, dass 
Franz I. unter dem Druck der katholischen 
Kirche am 7. April 1792 ein Reskriptum er-
ließ. Darin verfügte er, dass bis zur Verab-
schiedung eines entsprechenden Gesetzes die 
bestehende Gesetzgebung zu befolgen sei.12 
Damit anerkannte er auch die Bestimmun-
gen des Dekrets von Maria Theresia als wei-
ter anwendbar, was bei den protestantischen 
Kirchen erhebliche Empörung und Proteste 
hervorrief. Das Gubernium13 wies den Kai-
ser darauf hin, dass die bestehenden Gesetze 
und Dekrete zu diesem Thema nicht überein-
stimmten. Franz I. reagierte daraufhin mit 
einem Erlass, in dem er anordnete, dass im 
Falle von Mischehen die Taufe von Kindern 
durch einen katholischen Priester vorgenom-
men, und die Trennung von Tisch und Bett 
vor den katholischen Gerichtshöfen vollzo-
gen werden müssten. Dies war ein schwer-
wiegender Verstoß gegen die bisherigen 
Rechte der protestantischen Konfessionen 
in Siebenbürgen. Diese klaren Regeln ließen 
auch nur wenig Raum für Rechtskonflikte.14

Die Rechtsvorschriften über die Scheidung 
von Mischehen zwischen akatholischen Kon-
fessionen (Reformierte, Evangelisch, Unita-
rier, Orthodoxe) waren sogar noch lücken-
hafter. Die einzelnen Konfessionen hatten 
versucht, diese Lücke zu schließen. In der 
Siebenbürgischen Reformierten Kirche zum 
Beispiel wurden dazu die Grundsatzentschei-
dungen von der Synode getroffen, während 
die detaillierten Ausführungs-Regeln vom 
Obersten Ehegericht auszuarbeiten waren.15 
Zwischen den verschiedenen Konfessionen 
wurde eine enge Zusammenarbeit aufgebaut, 
um die Einleitung mehrerer paralleler Ver-
fahren zu vermeiden. Die engsten Beziehun-

11 Bod, Házassági törvény rajz § 139.
12 PNGS 780.
13 Gubernium Transilvanicum: Zentraler Regierungsdienst Siebenbürgens von 1691 bis 1869.
14 PNGS 780.
15 ASRK, A3. 1870. Punkt 13.
16 Nagy, Erdély a Habsburg Birodalomban 139–145.

gen auf dem Gebiet der Eherechtsprechung 
wurden zwischen den Reformierten und 
den Unitariern geknüpft, welche die Urteile 
der jeweils anderen Ehegerichte automatisch 
akzeptierten. Leicht unterschiedlich, aber im 
Wesentlichen ähnlich, war auch das Verhält-
nis zu den Ehegerichten der evangelischen 
Kirchen, auch mit der griechisch-katholi-
schen Konfession gab es Gegenseitigkeit.16

Die Zusammenarbeit mit der römisch-ka-
tholischen Kirche bestand nach der Praxis in 
der gegenseitigen Anerkennung der Beweise 
und Tatsachen, die auf ihrer Grundlage erho-
ben werden konnten, die darauf beruhende 
Rechtsfolge wurde jedoch in Bezug auf ihre 
Glaubwürdigkeit nach dem Recht der jewei-
ligen Konfession festgelegt.

3.2. Interlokale Kollision:  
Ungarn und Siebenbürgen

Bei der Eröffnung des (seit 1861 einberufe-
nen) ungarischen Parlaments waren im Jahr 
1866 auch siebenbürgische Delegierte wieder 
anwesend. Eine der wichtigsten Aufgaben 
war es, die Rechtssysteme in Ungarn und Sie-
benbürgen zu harmonisieren, vor allem die 
Beziehungen zwischen den verschiedenen 
Konfessionen neu zu regeln. Ein wichtiges 
Element in beiden Bereichen war vor allem 
die Ehegerichtsbarkeit.

Der Gesetzartikel über die verfassungsrecht-
liche Vereinigung von Ungarn und Sieben-
bürgen ließ nach 1867 die Rechte der sie-
benbürgischen Kirchen unangetastet. Alle 
Gesetze Siebenbürgens wurden anerkannt, 
soweit sie die „die Freiheit der Religionsaus-
übung und der Selbstverwaltung, die Gleich-
heit der Rechte, die Beziehungen zwischen 
den etablierten religiösen Konfessionen, den 
Kirchen und den kirchlichen Behörden so-
wie deren jeweilige Befugnisse garantieren“. 
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Diese Rechte wurden auch für die griechisch-
unierte, die armenisch-katholische und die 
griechisch-orthodoxe Kirche erweitert.17

Der Gesetzartikel LIV von 1868 über die Zi-
vilprozessordnung ließ weiterhin nur das 
persönliche Eherecht in der Zuständigkeit 
der in Siebenbürgen bestehenden Ehegerich-
te. Alle anderen Wirkungen des Eherechts 
fielen in die Zuständigkeit der Zivilgerichte, 
unabhängig von der konfessionellen Zugehö-
rigkeit der Ehegatten. Der Gesetzartikel sah 
auch vor, dass in Fällen, in denen es keine 
Zuständigkeit der kirchlichen Gerichte gab, 
weiterhin die staatliche Gerichte zuständig 
sein sollten, so dass das bestehende System 
erhalten blieb.18

Die 1868 verabschiedeten Gesetzartikel, die 
das gesamte vereinigte Ungarn (inklusi-
ve Siebenbürgen) betrafen, entsprachen in 
mehreren Punkten den Wünschen der Sie-
benbürgischen Reformierten Kirche. In meh-
reren Gesetzen wurden weitere Elemente 
des Verhältnisses zwischen dem Staat und 
den Konfessionen in Bezug auf die Frage 
der Ehe geregelt: Der Gesetzartikel über die 
Gegenseitigkeit der christlichen Konfessio-
nen erklärte, dass gemischte Ehen vor einem 
Geistlichen der einen oder anderen Seite 
rechtsgültig geschlossen werden konnten. 
Diese Bestimmung beendete eine seit Ende 
des 17. Jahrhunderts bestehende Verletzung 
der konfessionellen Rechte der protestanti-
schen Bevölkerung. Sie bedeutete auch, dass 
die Einführung der obligatorischen Zivilehe 
mit staatlicher Ehegerichtsbarkeit von Ehen 
(zunächst) aufgegeben wurde. Art. 8 dieses 
Gesetzes sah vor, dass „alle Handlungen ei-
nes Konvertiten nach seiner Konversion in 

17 1868. évi XLIII. törvénycikk Magyarország és Erdély egyesitésének részletes szabályozásáról 14. §. [Artikel 
XLIII von 1868 über die detaillierte Regelung der Vereinigung Ungarns und Siebenbürgens, § 14] CJH 8, 
486–489.

18 1868. évi LIV. törvénycikk a polgári törvénykezési rendtartás tárgyában [Gesetzartikel LIV von 1868 über die 
Zivilprozessordnung] CJH 8, 508–572.; Fuchs, Correspondenzen Oesterreich-Ungarn 166–167.

19 1868. évi LIII. törvénycikk a törvényesen bevett keresztyén vallásfelekezetek viszonosságáról [Gesetzartikel 
LIII von 1868 über die Gegenseitigkeit gesetzlich verankerter christlicher Konfessionen]; CJH 8, 506–508;

20 Péter Bod (1712–1769) Reformierter Pfarrer, Literaturhistoriker, Kirchenhistoriker, Historiker, Schriftsteller.
21 Bod, Házassági törvény rajz § 220.
22 ASRK, Az Erdélyi Református Főkonzisztórium levéltára, A 3. Zsinati és közgyűlési jegyzőkönyvek, 1868/69. 

„Az erdélyi. ev. ref. anyaszentegyház kívánalmai az 1848dik évi vallás és iskolaügyi XXdik t. czikk részlete-
zése tárgyában.”

Übereinstimmung mit den Lehren der Kir-
che erfolgen, zu der er/sie konvertiert ist, 
und dass die Grundsätze der Kirche, die er/
sie verlassen hat, für diese Person in keiner 
Weise bindend sind.“19

Die reformierte Kirche in Siebenbürgen stützte 
sich bei der Aushandlung der Gegenseitigkeit 
in Bezug auf Mischehen auf ihre alten Grund-
sätze. Sie orientierten sich an dem Buch von 
Peter Bod,20 „Synopsis juris connubialis“, das 
in der Siebenbürgischen Reformierten Kirche 
kraft Gewohnheitsrecht angewandt wurde; 
einer der Grundgedanken21 war, dass in Ehe-
sachen der Kläger verpflichtet war, die Klage 
vor dem Gericht des Beklagten zu erheben, 
und dass das Urteil für beide Parteien nach 
ihren jeweiligen Konfessionen und den be-
treffenden Kirchengesetzen ergehen sollte.22 
Die Bestimmungen des Gesetzartikels von 
1868 über gemischte Ehesachen übernahmen 
den reformierten Standpunkt also in vollem 
Umfang, wonach Ehesachen vor dem zu-
ständigen Gericht des Beklagten einzuklagen 
waren. Nachdem das Gericht gegen den Be-
klagten entschieden hatte, musste die Sache 
von Amts wegen innerhalb von dreißig Ta-
gen an das für den Kläger zuständige Gericht 
überwiesen werden, das dann auch gegen 
den Kläger zu entscheiden hatte. Der Gesetz-
artikel sah auch vor, dass „jede Partei durch 
ein Urteil ihres eigenen zuständigen Gerichts 
gebunden ist, das für sie selbst rechtskräftig 
[geworden] ist“. Das Gesetzartikel sah außer-
dem vor, dass über die Ehen der Mitglieder 
der beiden lutherischen Kirchen in Sieben-
bürgen von ihren eigenen dort bestehenden 
kirchlichen Gerichten geurteilt werden sollte, 
während die Mitglieder der beiden Konfessi-
onen in Ungarn weiterhin den weltlichen Ge-
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richten unterstanden.23 Dies bedeutete, dass 
die Rechte der protestantischen Konfessionen 
zwar in vielerlei Hinsicht wiederhergestellt 
wurden, die gleichzeitig neu geschaffene Ver-
fahrensordnung (ZPO 1868) öffnete aber dem 
Missbrauch Tür und Tor, indem sie die Rech-
te der jeweiligen Konfessionen auf beide Ehe-
gatten anwendbar machte. 

Mit der verfassungsrechtlichen Vereinigung 
Ungarns und Siebenbürgens wurde jedoch 
nach 1867 eine andere wichtige Frage, welche 
die siebenbürgische reformierte Kirche betraf, 
nicht geregelt. 1881 kam es zwar zur Vereini-
gung der reformierten Diözesen in Ungarn 
zu einem gemeinsamen Kirchendistrikt. Die 
bis dahin zwischen den Diözesen bestehen-
den Spannungen resultierten vor allem aus 
der unterschiedlichen Handhabung des Ehe-
rechts durch die jeweiligen Ehegerichte. Die-
ses Problem wurde sodann durch die neue 
Kirchenverfassung von 1882 aber nicht auf-
gegriffen, weil durch sie die frühere sieben-
bürgische Kirchenorganisation beibehalten 
wurde.24 Daher blieben auch die Differenzen 
und Spannungen zwischen der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit der Reformierten in Ungarn 
und Siebenbürgen bestehen, sie konnten erst 
durch den Gesetzartikel XXXI von 1894 über 
die obligatorische Zivilehe gelöst werden.

3.3. Internationale Kollision:  
Ungarn und Österreich?

In der Zeit nach Erlass der Gesetzartikel von 
1868 löste die liberale gesellschaftliche Ent-
wicklung, die aus dem cislei thanischen Teil 
des Habsburger-Reiches nach Ungarn und 
insbesondere nach Siebenbürgen ausstrahlte,  
das bestehende Ehesystem auf, was aber zu-
nehmende Spannungen hervorrief.

23 1868. évi XLVIII. törvénycikk a vegyes házassági válóperekről [Gesetzartikel XLVIII von 1868 über das Schei-
dungsverfahren bei Mischehen]; CJH 8, 500–501;

24 Pokoly, Az erdélyi református egyház 214.
25 Neschwara, Konfessionell gebundene Ehehindernisse 175–176.
26 Fuchs, Die sogenannten siebenbürgischen Ehen 77–78.; Pelikan, Aspekte der Geschichte des Eherechtes 200. 
27 Neschwara, Eherecht und „Scheinmigration” 110.
28 Nagy, One Empire, Two States 230–233.

Nach § 111 des österreichischen Allgemeinen 
Bürgerlichen Gesetzbuches konnte das ka-
tholische Eheband nur durch den Tod eines 
der Ehegatten aufgelöst werden,25 während 
die protestantischen Eheordnungen in Sie-
benbürgen und später auch in Ungarn die 
Ehe als auflösbar betrachteten. Um zu einer 
Auflösung ihrer Ehen zu gelangen, manipu-
lierten zu dieser Zeit etliche österreichische 
katholische Ehepaare ihren rechtlichen Sta-
tus, indem sie zunächst zu einer protestan-
tischen Konfession konvertierten, dann ih-
ren Wohnsitz (nach Ungarn, insbesondere 
Siebenbürgen) verlegten und später, ab den 
späten 1870er Jahren, auch ihre Staatsbürger-
schaft wechselten.26 In diesen Fällen waren 
die Parteien motiviert, sich in den Geltungs-
bereich des siebenbürgischen reformierten 
oder unitarischen Eherechts zu begeben, weil 
dort die Auflösung der Ehe anerkannt war 
und somit einer unerwünschten Ehe auch ein 
Ende gesetzt werden konnte.27 Einer Schät-
zung zufolge gab es 1879 insgesamt 300 Ehen, 
die von österreichischen Parteien in Ungarn 
(Siebenbürgen) infolge eines Scheidungspro-
zesses geschlossen wurden, von denen etwa 
200 Paare allein aus Wien stammten.28

Der Gesetzartikel von 1894 über die obliga-
torische Zivilehe vereinheitlichte schließlich 
das Eherecht in ganz Ungarn. Der unüber-
brückbare Gegensatz zwischen dem unga-
rischen und dem österreichischen Eherecht 
(in Bezug auf die Auflösung von Katholiken-
ehen) wurde jedoch nur teilweise gemildert, 
da das konservative Eherecht des österreichi-
schen Rechtssystems mit seinen konfessionel-
len Elementen unverändert blieb, während 
das ungarische Recht zu einem der liberalsten 
Eherechte im Europa des späten 19. Jahrhun-
derts wurde.
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Wichtig ist auch, dass es vor der Existenz des 
Gesetzartikels von 1894 weder ein verbindli-
ches internationales Privatrecht noch eine an-
dere spezifische Regelung zwischen den bei-
den Teilen des Habsburgerreiches über Ehen 
und Ehekonflikte gab. Auch nach ungari-
schem Recht war das Urteil eines österreichi-
schen Gerichts nur insoweit vollstreckbar,29 
als es nicht mit einem Verbot des innerstaatli-
chen Rechts kollidierte. Die völkerrechtlichen 
Aspekte der Ehe wurden erst durch den Ge-
setzartikel XXXI von 1894 über die (obligato-
rische Zivil-)Ehe geregelt.

Unter diesen Umständen konnte von den 
kirchlichen Gerichtshöfen nicht erwartet wer-
den, dass sie über etwas Anderes urteilten als 
über ihre auf Glaubensprinzipen beruhenden 
eigenen kirchenrechtlichen Befugnisse. Ein 
Teil des Problems bestand auch darin, dass 
diese Rechtsprechungsgremien selbst die Re-
geln für ihre Zuständigkeit und Kompetenz 
innerhalb der weiten Grenzen des Gesetzes 
festgelegt hatten.

4. Ehescheidungen und  
die Reformierte Kirche  
in Siebenbürgen

4.1. Reformierte Ehen in  
Siebenbürgen und die  
österreichischen Gerichte

Die österreichischen Gerichte hatten mehrfach 
Versuche unternommen, die oben beschriebe-
ne komplexe Situation des Eherechts in Un-
garn zu verstehen. So richtete das Ministerium 
für Religion und Volksbildung 1873 ein Sch-
reiben an den Vorstand der Siebenbürgischen 
Reformierten Kirche, das aber schließlich von 
deren Oberstem Ehegericht zurückgewiesen 
wurde. Das Ministerium leitete damit ein Er-
suchen des cisleithanischen Bezirksgerichts 
Olmütz [Olomouc] in Mähren weiter, das um 
Auskunft über die Regeln des siebenbürgisch-
reformierten Kirchenkreises bat und dies auch 
ausführlich begründete: „Reicht es aus, wenn 
sich eine Person aus einer fremden Provinz, 

29 1881. évi LX. törvénycikk a végrehajtási eljárásról, 4. §. [Artikel LX von 1881 über das Vollstreckungsverfahren, 
§ 4]

30 ASRK, A21. PrHG 1873. Punkt 302.

die sich für einige Wochen in Siebenbürgen 
aufhält, als Mitglied einer siebenbürgisch-
reformierten Gemeinde einschreibt, damit 
sie qualifiziert und berechtigt ist, vor dem 
Ehegericht der siebenbürgisch-reformierten 
Kirche zu klagen und die Gerichtsbarkeit zu 
erlangen?” In der bischöflichen Korrespon-
denz konnte darüber keine Antwort gefunden 
werden, auch in der Belehrung des Notars der 
Siebenbürgisch-reformierten Kirche hieß es 
nur, dass die einschlägigen Vorschriften in den 
Gesetzartikeln XLIII und LIII von 1868 klar be-
schrieben seien.30

Im Jahr 1877 erging sodann eine weichen-
stellende Entscheidung des Wiener Ober-
landesgerichts. Der Glaserer Anton Trewani 
und seine Frau Katharina aus Wien-Währing 
reichten einvernehmlich die „Scheidung“ 
ein und das zuständige Wiener Gericht ver-
fügte (gemäß ABGB) die Trennung der ka-
tholischen Eheleute von Tisch und Bett. Die 
Ehefrau erwarb daraufhin die ungarische 
Staatsbürgerschaft und war, wie es der Au-
tor eines ungarischen Zeitungs-Artikels for-
mulierte, „durch unser Eherecht“ dauerhaft 
von ihrem ehemaligen Ehemann (dem Bande 
nach) getrennt. Danach heiratete sie Joachim 
Morgenstern, einen Doktor der Medizin. Der 
frühere österreichische Ehemann erstattete 
darauf vor dem Wiener Bezirksgericht Straf-
anzeige gegen seine frühere Ehefrau und 
beschuldigte sie der Bigamie. Nach kurzen 
Ermittlungen ließ die Staatsanwaltschaft den 
Vorwurf der Bigamie zwar fallen, verfolgte 
die Frau jedoch nach § 507 Abs. 2 des österrei-
chischen Strafgesetzbuchs wegen „Eingehung 
einer gesetzwidrigen Ehe“ − mit der Begrün-
dung, dass sie „ins Ausland ausgereist ist und 
dort einen Ehevertrag geschlossen hat, der 
nach österreichischem Recht nicht hätte ge-
schlossen werden können“, was mit drei bis 
sechs Monaten „schwerer Haft“ zu bestrafen 
war. Das Gericht erster Instanz wies die Klage 
der Staatsanwaltschaft jedoch ab. Nach einer 
Berufung bestätigte auch das höhere Gericht 
das Urteil des erstinstanzlichen Gerichts − mit 
der Begründung, dass die Frau in Ungarn kei-
ne gültige Ehe im Ausland geschlossen hatte, 
sondern durch den Erwerb der ungarischen 
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Staatsbürgerschaft in ihr „eigenes Land“ aus-
gereist war und daher nicht der österreichi-
schen Gerichtsbarkeit unterlag.31

Die österreichischen Gerichte weigerten sich 
dessen ungeachtet regelmäßig, die Urteile 
der siebenbürgisch-reformierten Eheschlie-
ßungsgerichte anzuerkennen.32 Am 2. Febru-
ar 1886 hielt das siebenbürgisch-reformierte 
Oberste Ehegericht eine außerordentliche Sit-
zung ab, um die Situation zu erörtern. Der Bi-
schof, der die Sitzung leitete, erklärte in seiner 
Rede, dass die Verfahren der siebenbürgisch-
reformierten Eheschließungsgerichte auf der 
Instruktion von 1882 beruhten, es aber häufig 
vorkomme, dass die österreichischen Gerich-
te die siebenbürgisch-reformierten Urteile in 
Frage stellten oder nicht anerkannten. Auf 
dieser Grundlage richtete er einen Antrag 
an den österreichischen Obersten Gerichts-
hof, um die Anerkennung der Gültigkeit 
der Urteile zu fordern und so die Rechte der 
Siebenbürgisch-Reformierten Ehegerichte zu 
schützen. In der daraufhin verabschiedeten 
Entschließung des Obersten Gerichtshofs 
hieß es, dass solche Fälle vor den Wiener 
Gerichten angefochten werden konnten, der 
Vorstand der Siebenbürgisch-Reformierten 
Kirche wurde aber zugleich aufgefordert, 
die ungarische Regierung zu ersuchen, beim 
zuständigen österreichischen Minister die 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
die Rechte der Siebenbürgisch-Reformierten 
Kirche in solchen Fällen zu gewährleisten.33

4.2. Kirchenrechtliche Vorschriften

Für die Siebenbürgische Reformierte Kirche 
war die wichtigste Quelle des Eherechts die 
bereits (oben III.2.) erwähnte „Synopsis juris 
connubialis“ aus 1763. Dieses, seinem Wesen 
nach, wissenschaftliche Werk wurde zwar nie 
als Quelle des Kirchenrechts angenommen, 
aber dessen ungeachtet in Petitionen und Ur-
teilen zitiert. 

31  Anonym, Erdélyi Protestáns Közlöny 480.
32  Apel, Die Siebenbürgischer und die Ungarischen Ehen 114–115.
33  ASRK, A21. D9 A Házassági Főtörvényszék Jegyzőkönyve 1885–1895. 2. 2. 1886. Punkt 16.
34  Z.B.: Öffentliche Synode von 1870, Punkt 13.

In der zweiten Hälfte des 18. und in der ers-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts wandelte sich 
die Praxis der siebenbürgischen reformierten 
Ehegerichtsbarkeit, und das reformierte Ehe-
gericht war das Forum geworden, das inner-
halb des von der Synode gesetzten Rahmens 
mit seinen Entscheidungen oder Grundsatz-
erklärungen die Rechtsprechung entwickelte.

Auf der 1870 einberufenen Synode schlug 
Gerő Szász, Dekan der Diözese Klausenburg, 
eine Verschärfung der Bestimmungen für 
gemischte Ehen vor. Seiner Meinung nach 
hätten die Gesetzartikel von 1848 bereits die 
Gleichheit zwischen den verschiedenen Kon-
fessionen gewährleistet, und die Integrität 
der siebenbürgischen Reformierten Kirchen 
sichergestellt, sodass die volle richterliche 
Gewalt über die Gläubigen wiederhergestellt 
war. In Scheidungsfällen von Mischehen vor 
katholischen Gerichten konnten gültige Ehen 
allenfalls mit einer Separatio von Tisch und 
Bett getrennt werden, da die katholische Kir-
che die Ehe als Sakrament und damit als un-
auflöslich betrachtete. Dieser Grundsatz galt 
auch für die Fälle, in denen die protestanti-
schen Eheordnungen eine Scheidung dem 
Bande nach vorsahen. Es wurde daher vorge-
schlagen, dass die reformierten Ehegerichte 
im Falle einer von den katholischen Gremi-
en ausgesprochenen Trennung für die refor-
mierte Partei die Scheidung aussprechen soll-
ten, wobei die Verfahrensregeln der eigenen 
Ehegesetze anzuwenden waren. Nach bishe-
rigem Gerichtsgebrauch konnte für die refor-
mierte Partei die Trennung zunächst nur für 
sechs Monate ausgesprochen werden, wobei 
die zuständige Diözese das Recht hatte, die 
Entscheidung zu vollstrecken. Auf dieser 
Grundlage stellte die Synode 1870 neue all-
gemeine Regeln für gemischte Ehen im Rah-
men des bestehenden Kirchenrechts auf, die 
bis zur Abschaffung der konfessionellen Ehe-
schließung (durch das Ehegesetz 1894) in der 
reformierten Eherechtsprechung anwendbar 
waren.34
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Für Parteien, die aus anderen Teilen der ös-
terreichisch-ungarischen Monarchie kamen, 
war die Staatsbürgerschaft eine der wichtigs-
ten Voraussetzungen für die Zuständigkeit 
ungarischer Gerichte.35 In der Zeit nach 
dem Ausgleich gab es keine gemeinsame 
österreichisch-ungarische Staatsbürgerschaft. 
Ungarn und Österreich bildeten kein gemein-
sames Territorium, jeder Teilstaat hatte das 
Recht, über sein eigenes Territorium zu ver-
fügen und somit den Inhalt seines Staatsbür-
gerschaftsrechts zu bestimmen.36 Das Oberste 
Ehegericht hatte nach 1882 in seinen Urteilen 
die Einschränkung gemacht, dass es die Ehe-
sachen von Staatsbürgern eines anderen Lan-
des oder aus Österreich nicht zulasse.37 Um 
vor dem siebenbürgisch-reformierten Gericht 
erfolgreich zu sein, musste eine solche Person 
die ungarische Staatsangehörigkeit erwerben 
oder nachweisen, dass ihre frühere Staatsan-
gehörigkeit erloschen war. Wichtig ist, dass 
dies nicht eine Folge des Gesetzes war, son-
dern eine Änderung der Praxis nach einer 
Entscheidung des siebenbürgischen Obersten 
Ehegerichts.

Zu Beginn der 1880er Jahre war das Obers-
te Ehegericht so weit, die wichtigsten Regeln 
des reformierten Eherechts auf der Grund-
lage der Rechtsprechung zu konsolidieren. 
Eine der Hauptmotivationen dafür war, dass 
die „Synopsis juris connubialis“, die bis da-
hin als Quelle verwendet worden war, in vie-
lerlei Hinsicht nicht mehr den veränderten 
gesellschaftlichen Verhältnissen entsprach 
und daher eine neue Rechtsgrundlage drin-
gend erforderlich wurde, um eine einheitli-
che Rechtsprechung zu entwickeln, welche 
auf neue Lebenssituationen reagieren würde: 
die „Instruktion“ von 1882 (siehe oben II.). 
Sie regelte die umstrittene Institution der sie-
benbürgisch-reformierten Ehegerichtsbarkeit 
durch Behandlung der Ehesachen „per viam 
instantiae“, und zwar auf außerstreitigem 

35 Neschwara, Eherecht und „Scheinmigration” 109–110.
36 Varga, A magyar állampolgársági jog 120ff.
37 Kolosváry, Jogos védelem 45.
38 Nagy, Erdélyi református házassági bíráskodás 145ff.
39 1.–1882. Anweisung. Zur Vorgehensweise davor siehe: Anonym, Die siebenbürgischen Ehen.
40 1.–1882. Anweisung, § 73.
41 Ebd. § 74.
42 Ebd. § 75.
43 Ebd. § 76.

Weg.38 Dieses Rechtsinstitut war die Reakti-
on der siebenbürgisch-reformierten Kirche 
auf das soziale Phänomen der „Siebenbürger 
Ehe“, vor allem zur Umgehung des ABGB-
Eherechts durch österreichische Katholiken.39

Das „per viam instantiae“-Verfahren wur-
de angewendet, wenn ein nicht-protestanti-
sches Paar vor einem nicht-protestantischen 
kirchlichen oder staatlichen Gericht eine 
Klage einreichte und das Urteil die Parteien 
zu einer vorübergehenden oder dauerhaf-
ten Trennung von Tisch und Bett verurteil-
te, woraufhin mindestens eine der Parteien 
zum reformierten Glauben übertrat und der 
siebenbürgischen reformierten Kirche bei-
trat. Dies gab ihm das Recht, eine endgültige 
Scheidung nach dem Eherecht dieses Landes 
zu beantragen.40 Außerdem musste der/die 
Betroffene eine Konversionsbescheinigung 
und eine Bescheinigung über die Erfüllung 
der den Kirchenmitgliedern obliegenden 
Pflichten beilegen. Außerdem musste er/sie 
das Original der „Separatio“ (Trennungs-
urteil) und einen Antrag auf Ausspruch des 
„Divortiums“ (Scheidung) nach reformier-
tem Kirchenrecht beilegen.41

Im Falle einer „perpetua-separatio“ konn-
te die Scheidung sofort ausgesprochen 
werden,42 wenn das Urteil aber „usque ad 
tempus separatio“ lautete, konnte die Schei-
dung erst nach sechs Monaten (ab dem Da-
tum des Urteils) ausgesprochen werden.43 In 
allen Fällen waren die Verfahren mit der Ent-
scheidung des Obersten Ehegerichts endgül-
tig abgeschlossen.

Obwohl das Phänomen an sich nicht neu war, 
lag das Neue der Instruktion gerade darin, 
dass sie Fälle regelte, in denen die Ehegatten 
ihre Religion oder ihren Wohnsitz wechselten, 
um eine bloße Trennung von Tisch und Bett 
zu vermeiden. Dies konnte durch den Wech-
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sel der Konfession innerhalb Siebenbürgens 
oder durch den vorübergehenden Umzug von 
Protestanten aus Ungarn nach Siebenbürgen 
geschehen. Dadurch wurde die Scheidung 
wesentlich einfacher. Dieser Weg war auch 
für die Regelung von Eheangelegenheiten von 
Personen geeignet, die aus den österreichi-
schen Erblanden einfach nach Siebenbürgen 
zogen. Nach § 8 des Gesetzartikels LIII von 
1868 konnten jedoch auch Personen, welche 
nach erfolgter Trennung von Tisch und Bett 
zum reformierten Glauben übergetreten wa-
ren, beanspruchen, dass alle ihre (rechtlichen) 
Handlungen nach erfolgtem Übertritt ihrem 
neuen Glaubensbekenntnis und den Geset-
zen ihrer neuen Kirche entsprechend beurteilt 
werden sollten. Neben der Staatsangehörigkeit 
musste auch eine von der Zivilbehörde des 
Klägers ausgestellte Bescheinigung vorgelegt 
werden, aus der hervorging, dass der Kläger 
in einer ungarischen Gemeinde zuständig und 
ungarischer Staatsbürger mit steuerlichem 
Wohnsitz in dieser Gemeinde war. Neben der 
Staatsangehörigkeit musste auch nachgewie-
sen werden, dass die betreffende Person im 
Gebiet einer Diözese der Reformierten Kirche 
wohnte und dort auch Mitglied einer politi-
schen Gemeinde war. Dies war erforderlich, 
weil das Verfahren nur in der Diözese einge-
leitet werden konnte, in der der Beschuldigte 
seit mindestens sechs Wochen seinen Wohn-
sitz hatte. In einem Abschnitt der Instruktion 
heiß es, dass zusätzlich zur Bescheinigung 
über die Konversion auch der Nachweis er-
bracht werden musste, dass alle Verpflichtun-
gen, welche von Personen, die dieser Kirche 
angehörten, verlangt wurden, erfüllt worden 
seien. Diese Verpflichtungen wurden später 
durch die Kirchengesetze von 1888 präzisiert.44 
Demnach galt jeder ungarische Staatsbürger 
reformierter Religion als vollwertiges Mitglied 
der Kirchengemeinde, wo er auch Mitglied der 
Zivilgemeinde war. Gab es in der betreffenden 
Siedlung keine reformierte Gemeinde, so wur-
de er Mitglied jener calvinistischen Gemeinde, 
welcher sein Wohnsitz von der Diözese oder 
dem Kirchendistrikt zugewiesen war. Wenn 
ein Mitglied einer Kirchgemeinde auch in an-
deren Kirchgemeinden außerhalb der betref-

44 GS 1888
45 Ebd. § 16
46 Kolosváry, Jogos védelem 45–46.
47 ASRK, B1. A1/135.

fenden Kirchgemeinde regelmäßig wohnhaft 
war und dauernd zu den kirchlichen Lasten 
beitrug, konnte eine solche Person auch dort 
die Rechte eines Kirchengemeindemitglieds 
wahrnehmen. Wer von einer Pfarrei in eine 
andere umzog, konnte nach sechswöchigem 
Aufenthalt dort die Rechte und Pflichten der 
Pfarreimitgliedschaft ausüben.45

Die reformierten Ehegerichte traten insge-
samt dreimal im Jahr zusammen, das allge-
meine Ehegericht tagte nur einmal im Jahr 
anlässlich der Diözesanvollversammlung. 
Sowohl in der ersten als auch in der zweiten 
Instanz kostete es zwar bloß acht Forint, um 
in einer regulären Sitzung verhandelt zu wer-
den, wenn eine Person aber eine außerordent-
liche Sitzung des Ehegerichts beantragte, um 
ihren Fall sofort verhandeln zu lassen, muss-
ten außerdem die Reisekosten und „Unan-
nehmlichkeiten“ der in der Diözese verstreut 
lebenden Richter bis zu einem Höchstbetrag 
von 100 Forint bezahlt werden. Die Parteien 
hatten auch die Möglichkeit, eine Sondersit-
zung des außerordentlichen Ehegerichts ein-
zuberufen, wofür eine Gebühr von 500 Forint 
zu entrichten war.46 Die Prozesskosten bilde-
ten – neben den zuvor erwähnten bürokra-
tischen Erfordernissen – zusätzliche Hürden 
für das Beschreiten des Rechtswegs vor den 
siebenbürgisch-reformierten Ehegerichten.

4.3. Aus der Praxis der  
reformierten Ehegerichte

Ein typischer Vorgang war die Scheidung 
des k.k. Kammerherrn Jeremias Anton Laval 
Nuget von Gräfin Maria Pallavicini.47 Nugent 
wurde am 19. April 1843 in Triest [Trieste] 
geboren und katholisch erzogen. Nach dem 
Scheitern seiner katholischen Ehe mit Maria 
Pallavicini verurteilte das k.k. Gericht von 
Görcz als zuständiges Gericht die Parteien 
am 31. Mai 1884 zur Trennung von Tisch 
und Bett. Da beide Parteien katholisch waren, 
konnte ihre Ehe nach § 111 des österreichi-
schen Zivilgesetzbuches nicht aufgelöst wer-
den. Der Ehemann war mit dem Urteil nicht 
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zufrieden und leitete in Siebenbürgen das 
folgende Verfahren ein: Damit das siebenbür-
gische reformierte Eherecht auf ihn anwend-
bar war, musste er zunächst die ungarische 
Staatsbürgerschaft erwerben, und zwar auf 
Grundlage des zuvor erwähnten Urteils des 
Obersten Ehegerichts. Der ungarische Ge-
setzartikel L von 1879 über die Staatsbürger-
schaft stellte strenge Bedingungen an Auslän-
der, welche die Staatsbürgerschaft erwerben 
wollten. Zu diesen Bedingungen gehörte, 
dass der Antragsteller in einer ungarischen 
Gemeinde gemeldet sein musste, mindestens 
fünf Jahre lang ununterbrochen in Ungarn 
gelebt haben musste und fünf Jahre lang im 
ungarischen Steuerzahlerregister eingetragen 
sein musste.48 Der Wohnsitz in einer ungari-
schen Gemeinde war relativ leicht zu erlan-
gen, aber die fünfjährige Wartefrist war eine 
lange Zeit. Diese konnte dadurch umgangen 
werden, dass der Antragsteller von einem un-
garischen Staatsbürger adoptiert wurde. Nu-
gent wurde laut Einbürgerungsurkunde von 
Arthur Nugent adoptiert, einem Großgrund-
besitzer in Kroatien und Mitglied des unga-
rischen Oberhauses, wohnhaft in Preßburg. 
Außerdem war Nugent von der Gemeinde 
Csorna im Komitat Sopron als Mitglied auf-
genommen worden, so dass dem Erwerb der 
ungarischen Staatsbürgerschaft nichts mehr 
im Wege stand.

In dem betreffenden Dokument wird Graf 
Nugent Laval als 42-jähriger kaiserlich-kö-
niglicher Kammerherr beschrieben, als von 
seiner Frau geschieden und in Preßburg 
wohnhaft, der für sich selbst die ungarische 
Staatsbürgerschaft gemäß dem Gesetzartikel 
L. von 1879 über den Erwerb und den Verlust 
der ungarischen Staatsbürgerschaft beantragt 
hatte, die er schließlich auch erhielt.49 

In der Einbürgerungsurkunde wurde außer-
dem vermerkt, dass Nugent drei minderjäh-
rige Kinder hatte und dass diese auf Wunsch 
des Vaters österreichische Staatsbürger blie-
ben. In der Urkunde wurde der Inhaber fer-
ner darauf hingewiesen, dass der gesetzlich 
vorgeschriebene Staatsbürgerschaftseid in-

48 1879. évi L. törvénycikk a magyar állampolgárság megszerzéséről és elvesztéséről, CJH 13, § 8; Varga, A 
magyar állampolgársági jog 138.

49 ASRK, B1. A1/135.
50 Ebd.

nerhalb eines Jahres nach Zustellung der Auf-
forderung zur Ablegung des Eides geleistet 
werden musste, da die Urkunde sonst nichtig 
würde.50

Die ungarische Einbürgerungsurkunde wur-
de am 7. August 1885 ausgestellt. Sechs Tage 
später, am 13. August 1885, konvertierte der 
antragstellende Ehemann in Wien zum refor-
mierten Glauben und legte am darauffolgen-
den Tag, dem 14. August 1885, den Eid auf 
die Staatsbürgerschaft ab. Am 2. September 
stellte sodann der Pfarrer von Gyalu eine 
Bescheinigung aus, dass Nugent alle seine 
finanziellen Verpflichtungen gegenüber der 
Reformierten Kirche erfüllt hatte. In der Folge 
beantragte Nugent am 5. September 1885 als 
reformierter Einwohner des Dorfes Gyalu die 
Umwandlung der „Separatio“ in ein „Divor-
tium“. Den oben genannten Bescheinigungen 
sind lediglich das Trennungsurteil in italieni-
scher Sprache samt deutscher Übersetzung, 
der Taufschein und die Heiratsurkunde von 
Nugent beigefügt. Das Scheidungs-Urteil in 
diesem Fall liegt nicht mehr vor, aber die Pro-
tokolle der für das Dorf Gyalu zuständigen 
Diözese Kolozs-Kalota sind erhalten geblie-
ben. Daraus geht eindeutig hervor, welcher 
Weg in solchen Fällen beschritten wurde: 
Das siebenbürgisch-reformierte Kirchenge-
richt hatte die „Schieflage“ der Ehe nicht un-
tersucht und auch keine Beweise erhoben, 
sondern ging lediglich von der Sachverhalts-
darstellung des früheren Urteils aus Görz 
[Gorizia, Gorica] aus, wonach die Parteien zur 
dauernden Trennung verurteilt worden wa-
ren. Es wurde auf die §§ 118−120 der „Synop-
sis juris connubialis“ verwiesen, worin zwar 
betont wird, dass der reformierte Glaube die 
dauernde Trennung von Tisch und Bett nicht 
akzeptiert, weil sie in der Heiligen Schrift 
nicht anerkannt wird. Der andere Verweis be-
zog sich auf den bereits erwähnten Synodal-
beschluss von 1870. Und in der Begründung 
hieß es, dass der Kläger, da er nachweislich 
ein vollwertiges Mitglied der Kirche sei, als 
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voll „qualifiziert“ betrachten werden müsse, 
alle Rechte zu genießen, welche die Gesetze 
der Kirche ihren Mitgliedern gewährten.51

Am 22. September 1885 hielt das Oberste Ehe-
gericht in Klausenburg [Cluj-Napoca, Kolozs-
vár] eine außerordentliche Sitzung unter dem 
Vorsitz des reformierten Bischofs Domokos 
Szász ab, in der es in zweiter und letzter Ins-
tanz über den einzigen Tagesordnungspunkt, 
die Scheidungssache des Grafen Nugent, ent-
schied. Der Oberste Gerichtshof bestätigte 
das Urteil des Ehegerichts erster Instanz, d.h. 
es erfolgte die Umwandlung der Separatio in 
ein Divortium.52 Die Scheidung der Ehe von 
Nugent wurde also ausgesprochen, aber das 
Urteil war auf ihn allein beschränkt. Dies be-
deutete, dass seine frühere Frau Maria Palla-
vicini verheiratet blieb und als Katholikin bis 
zum Tod ihres Mannes nicht wieder heiraten 
konnte.

5. Zusammenfassung

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
war das ungarische Eherecht zu einem nur 
schwer durchschaubaren Geflecht von Nor-
men geworden. Die Koexistenz mehrerer 
konfessioneller Gesetze wurde durch die 
unterschiedlichen territorialen Regelungen 
noch weiter erschwert. Diese Situation wur-
de durch die gesamtungarischen Gesetzar-
tikel von 1868 zunächst nicht behoben. Die 
Bestimmungen, dass jede Partei von einem 
Gericht ihrer eigenen Konfession auf der 
Grundlage der Zeugnisse dieser Konfessi-
on beurteilt werden sollte, waren unter dem 
Gesichtspunkt der religiösen Gleichheit sehr 
wichtig, trugen aber auch erheblich zur Ver-
breitung der auf betrügerischen Verabredun-
gen beruhenden Rechtspraxis bei, d.h. Schei-
dungs- und Heiratsmigration. 

Das Oberste Gericht für die siebenbürgische 
reformierte Kirche reagierte auf diese seit 
Jahrzehnten bestehende Situation mit der Re-
gelung des Verfahrens „per viam instantiae“, 
das aber zu einem umstrittenen Rechtsinst-
rument wurde. Es erlaubte einer Person oder 

51 ASRK, B1, A Kolos-Kalotai egyhezmegye házassági törvényszéke által hozott s főtörvényszéki megerősítést 
nyert válóitéleteinek jegyzőkönyve. 1889–1895. 1.

52 ASRK, A21. D9 A Házassági Főtörvényszék Jegyzőkönyve 1885–1895. 3.

einem Paar, das von einer anderen Konfessi-
on konvertiert war, die Scheidung zu bean-
tragen, vorausgesetzt, die Parteien konnten 
ihren Wohnsitz in Siebenbürgen nachwei-
sen. Sowohl bei den Behörden in Ungarn als 
auch in anderen österreichischen Provinzen 
und sogar innerhalb der reformierten Kirche 
in Siebenbürgen sorgte das Phänomen die-
ser „Siebenbürgischen Ehen“ für dauernde 
Spannungen. 

Das Phänomen, das zuweilen Anlass zu Kon-
troversen gab, war in der Tat das Ergebnis ei-
nes spezifischen Problems, das sich aus einer 
(internationalen) Rechtskollision ergab. Das 
Problem, das im Rahmen der österreichisch-
ungarischen Monarchie auftrat, welche eine 
Reihe von unterschiedlichen Privatrechtssys-
temen umfasste, wurde − für die ungarische 
Monarchie − erst durch den Gesetzartikel 
XXXI von 1894 endgültig gelöst, welcher das 
Eherecht in Gesamtungarn vereinheitlichte, 
aber die Widersprüche zwischen dem öster-
reichischen und dem ungarischen Eherecht 
noch jahrzehntelang bestehen ließ – bis zur 
Einführung der obligatorischen Zivilehe 
auch in Österreich im Jahr 1938.
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